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Ihr Name und Adresse
An das

Landesamt für Umwelt

Genehmigungsverfahrensstelle Süd 

Postfach 601061 

14410 Potsdam OT Groß Glienicke 

Einwendung gegen die Wesentliche Änderung der Hähnchenschlachtanlage der Märkische Geflügelhof-Spezialitäten  GmbH in 15713 Königs Wusterhausen OT Niederlehme auf dem Grundstück am Möllenberg 3-9 in 15713 Königs Wusterhausen, Gemarkung Niederlehme, Flur 4, Flurstücke 833, 875, 839, 41/3; gemäß Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt vom 11. Oktober 2016 (Registriernummer 50.022.Ä0/16/7.2.1G/T12)
Datum
Sehr geehrte Damen und Herren,
gegen diesen Antrag bzw. gegen Genehmigung und Bau dieser Anlage mache ich folgende Einwendungen geltend: 
Zusammenfassung und Antrag

I. Die Planungen verursachen im Fall der Genehmigung, erhebliche Beeinträchtigungen für die Allgemeinheit, verschiedene Schutzgüter, die Umwelt und Natur, Tiere und Menschen.

Die Antragsunterlagen weisen in genehmigungserheblichem Umfang Defizite auf. Ich beantrage deshalb, die Planungen abzulehnen.
Formelle Fehler

1.1 Fehlerhafte Bekanntmachung und daraus folgender erheblicher Verfahrensfehler
Die öffentliche Bekanntmachung des Vorhabens ist fehlerhaft. Der Fehler ist dazu geeignet, Einwender_innen davon abzuhalten, Einwendungen zu erheben. Es handelt sich daher um einen beachtlichen Verfahrensfehler, der sich aus folgender Standardformulierung ergibt:

„Einwendungen gegen das Vorhaben können …bis einschließlich 02.12.2016 ….erhoben werden. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.“
Der Europäische Gerichtshof hat bekanntlich in der Entscheidung vom 15.10.2015, Rechtssache C-137/14, die Unvereinbarkeit der Präklusionsvorschriften im deutschen Recht mit den europarechtlichen Vorgaben festgestellt. 

Die Formulierung in der Bekanntmachung, dass mit Ablauf der Einwendungsfrist alle Einwendungen nicht zur Erörterung zugelassen werden, kann dazu führen, dass Einwendungen nicht oder nicht im vollen Umfang erhoben werden. Einwender_innen, die die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes nicht kennen bzw. deren Anwendbarkeit auf den hier vorliegenden Fall – entgegen der Angaben in der öffentlichen Bekanntmachung - nicht erkennen können, gehen davon aus, dass sie wie bisher die Einwendungen innerhalb der Einwendungsfrist erheben müssen. Damit wird eine Hürde für die Öffentlichkeitsbeteiligung aufgebaut, die mit der Entscheidung des EuGH nicht zu vereinbaren ist und darüber hinaus einen rügefähigen Verfahrensfehler gemäß § 4 Abs. 1 bzw. 1a UmwRG darstellt.

Sollte ohne Korrektur der fehlerhaften öffentlichen Bekanntmachung und ohne erneute Öffentlichkeitsbeteiligung mit richtiger Bekanntmachung eine positive Genehmigungsentscheidung getroffen werden, werde ich bei der dann anstehenden gerichtlichen Überprüfung diesen Verfahrensfehler geltend machen.

1.2 Unwirksamkeit des Einwendungsausschlusses
Der in der öffentlichen Bekanntmachung angegebene Einwendungsausschluss mit Ablauf der Einwendungsfrist ist unwirksam. Dies hat der Europäische Gerichtshof mit Urteil vom 15.10.2015, Rechtssache C-137/14, festgestellt.

1.3 Unmögliche Untersuchung des Anlagenumfelds
Hinsichtlich der Beibehaltung der Beteiligung in einem Zeitraum von lediglich einem Monat und zwei Wochen will ich ergänzend folgende Punkte ansprechen: Die Unterlagen liegen im Herbst aus. Einwendungsende ist aufgrund Ihrer Bekanntmachung der 02.12.2016. Den Naturschutzvereinigungen und sonstigen Einwender_innen wird es damit kaum ermöglicht, die Umgebung des Anlagenstandortes beispielsweise auf das Vorkommen von geschützten Tier- und Pflanzenarten, Biotopen oder sonstigen wertvollen Strukturen in Natur und Landschaft zu untersuchen. Im Herbst/Winter sind die meisten Pflanzen nicht erkennbar, die Brutperiode ist bereits vorbei, der Rückvogelzug beginnt erst wieder Ende Februar/März. Eine Auslegung im September/Oktober mit einer Beschneidung der Einwendungsmöglichkeit auf eben diese Monate führt daher dazu, dass der Öffentlichkeit auch die Möglichkeit zur effektiven Stellungnahme genommen wird. Ich behalte mir daher vor, im späten Frühjahr bzw. Sommer 2017 zu diesen Fragen erneut vorzutragen, wenn es möglich war, die entsprechenden Untersuchungen durchzuführen.

Vor diesem Hintergrund beantrage ich, den für November 2016 angesetzten Erörterungstermin zunächst abzusetzen und abzuwarten, bis die Vegetationsperiode im Herbst 2017 beendet worden ist.

1.4 Pflicht zur Bekanntmachung von Unterlagen im Internet
Die Unterlagen hätten im Internet ausgelegt werden müssen. Dies ergibt sich aus § 27a VwVfG, der durch das sog. Planungsvereinheitlichungsgesetz in das Verwaltungsverfahrensrecht eingeführt worden ist. 
Die fehlende Auslegung der Unterlagen im Internet kann dazu führen, dass Rechtsbehelfe von Betroffenen nicht in Anspruch genommen werden, weil ihnen nicht ermöglicht wird, sich im gesetzlich vorgesehenen Umfang über die beantragte Anlage und deren Auswirkungen zu informieren. Damit wird der von der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie 2003/35/EG und der UVP-Richtlinie geforderte weite Zugang zu Gericht beeinträchtigt. Alleine die Möglichkeit, dass sich dieser Verfahrensfehler auf die Geltendmachung der Rechte der betroffenen Öffentlichkeit ausgewirkt hat, reicht aus, damit er als relevant im Sinne der Altrip-Entscheidung des EuGH anzusehen ist.
2. Unvollständigkeit der Antragsunterlagen
Im Einzelnen ergibt sich die Unvollständigkeit der Unterlagen aus Folgendem:
- Es fehlen Unterlagen zur Prüfung des gesetzlichen Biotopschutzes.
- Es fehlen Unterlagen zum Nachweis, dass der Schutz von empfindlichen Ökosystemen, insbesondere der betroffenen Biotope sichergestellt ist.
- Zur Prüfung des besonderen Artenschutzes fehlen eine belastbare Bestandserfassung der im Einwirkungsbereich der Anlage vorkommenden Tier- und Pflanzenarten sowie eine belastbare Prüfung sämtlicher von der Anlage hervorgerufenen Wirkfaktoren.
- Es fehlt der Nachweis, dass eine Rettung der Tiere im Brandfall gewährleistet ist.

- Es fehlen konkrete Unterlagen, anhand derer die Vereinbarkeit der Anlage mit dem Tierschutzgesetz geprüft werden kann.
Da die Öffentlichkeitsbeteiligung auf Grundlage von vollständigen Antragsunterlagen stattzufinden 3hat, vgl. insoweit § 10 Abs. 3 S. 1 BImSchG, wurde die Öffentlichkeitsbeteiligung fehlerhaft durchgeführt, so dass diese mittels vollständigen Antragsunterlagen zu wiederholen ist.
Unter diesen Bedingungen beantrage ich, den angesetzten Erörterungstermin auszusetzen, die  vollständigen Unterlagen erneut auszulegen und eine erneute Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen.
3. Tierschutz
Ausführungen zum Tierschutz werden in den Antragsunterlagen nicht gemacht. Die Anlieferung von lebenden Tieren stellt für diese unermessliches Leid dar. Das Einfangen der Tiere in den Ställen, die dort zuvor unter Qualen gemästet wurden, die Verladung, der Transport, die Wartezeiten, die Entladung, die möglichen Störungen und letztendlich deren Tötung potenzieren in diesen Größenordnungen das Leid der Tiere. Unabhängige Untersuchungen zum Tierschutz fehlen. Außerdem stellt bereits der Weg zum Schlachthof für die Tiere eine Qual dar. Aus einem Bericht des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages im Jahr 2014 geht hervor, dass bei der Kontrolle von Tiertransporten im vergangenen Jahr zahlreiche Mängel aufgedeckt wurden. 
In der vorgesehenen Schlachtfabrik ist eine Betäubung der Hühner mit CO2 vorgesehen. Sie werden einem Gasgemisch ausgesetzt, das zu steigenden Anteilen aus Kohlendioxid besteht. Die Tiere sind einem Erstickungskampf und Atemnot ausgeliefert. CO2 in einer Konzentration über 30 Prozent ist aversiv und verursacht akute Atemnot bevor die Bewusstlosigkeit einsetzt, es ist schmerzhaft für die Nasenschleimhaut und führt außerdem zur Verlangsamung des Herzschlags. Somit ist diese Betäubung nicht frei von Schmerz, Stress und Leiden. Da sie nur betäubt, aber während der Begasung nicht getötet werden dürfen, ist häufig die Dosis so gering, dass einige Hühner unbetäubt und bei Bewusstsein während des Durchschneidens der Schlagadern und der Entblutung sind. 

Nach Angaben der Bundesregierung werden in Deutschland jährlich rund 70 Millionen Hühner, sechs Millionen Schweine, 350 000 Rinder und 100 000 Schafe beim Schlachten fehlbetäubt. Das bedeutet, in neun Prozent aller Fälle, dass die Tiere den weiteren Schlachtprozess bewusst miterleben (http://www.bayerische-staatszeitung.de/staatszeitung/landtag/detailansicht-landtag/artikel/fehlbetaeubungen-lassen-sich-nie-gaenzlich-ausschliessen.html, Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Susann Biedefeld SPD vom 16.09.2015: Fehlbetäubung bei der Schlachtung von Schweinen, http://www.stern.de/politik/deutschland/tierschutz-in-deutschland-so-qualvoll-stirbt-schlachtvieh-3567898.html). Sie werden somit unerträglichen Schmerzen und Leiden bei einem Todeskampf von einigen Minuten durch Atemnot und Ersticken ausgesetzt. Die ungenügenden Betäubungen wurden häufig von den Mitarbeiter_innen der Schlachthöfe nicht erkannt oder vermutlich ignoriert. Eine Erhöhung der Schlachtkapazität, mit Erhöhung der Schlachtgeschwindigkeit, wird die Fehlbetäubungsquote noch erhöhen – sie verstößt somit gegen das Tierschutzgesetz und die Tierschutz-Schlachtverordnung. Die Erhöhung der Kapazität ist daher abzulehnen.
Die genannte Studie belegt, dass die Kontrollmechanismen von Seiten der Behörde und des Veterinäramtes regelmäßig versagen. Wie soll daher das Tierwohl in diesem Betrieb gesichert werden?

Laut Artikel 20a des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland schützt der Staat seit 2002 die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung. Zitat aus Deutscher Bundestag Drucksache 14/8860 vom 23.4.2002: Der Schutz des Tieres als Lebewesen ist in der Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland noch immer unzulänglich. Die Verankerung des Tierschutzes in der Verfassung soll dem Gebot eines sittlich verantworteten Umgangs des Menschen mit den Tieren Rechnung tragen. Die Leidens- und Empfindungsfähigkeit insbesondere von höher entwickelten Tieren sowie die inzwischen bekannt gewordenen Ergebnisse von Wissenschaft und Forschung, die selbst das Klonen von Tieren ermöglichen, erfordern dringend ein ethisches Mindestmaß für das menschliche Verhalten. Die einfachgesetzlichen Regelungen des Tierschutzgesetzes reichen dazu nicht aus. Für die gebotene Abwägung zwischen den Interessen der Tiernutzung und dem Anspruch der Tiere auf Schutz vor Leiden, Schäden oder Schmerzen ist es notwendig, die Rechtsebenen anzugleichen, das heißt, dem Tierschutz Verfassungsrang zu geben.<<Gleiche Drucksache, Zitat aus der Begründung:>>Die Verankerung des Tierschutzes in der Verfassung soll den bereits einfachgesetzlich normierten Tierschutz stärken und die Wirksamkeit tierschützender Bestimmungen sicherstellen. Ethischem Tierschutz wird heute ein hoher Stellenwert beigemessen.<< ...
...>>Durch das Einfügen der Worte „und die Tiere“ in Artikel 20a GG erstreckt sich der Schutzauftrag auch auf die einzelnen Tiere. Dem ethischen Tierschutz wird damit Verfassungsrang verliehen.<<
Wird dem Verfassungsrang des Schutzes der Tiere aus amtstierärztlicher Sicht mit einer Genehmigung der geplanten Anlagen und den oben bereits erwähnten Aspekte entsprochen?

4. Tiertransporte

Jeder Schlachtbetrieb geht mit Tiertransporten einher. Diese Prozedur bedeutet unermessliche Qualen für eine unvorstellbar große Anzahl an Tieren, vor allem auch wegen zahlreicher Mängel. Es stellt sich jedoch die grundsätzliche Frage, ob tierleidfreie Transporte überhaupt möglich sind. Dies ist nicht der Fall, unter anderem auch weil wirtschaftliche Interessen höher gestellt werden als Lebewesen. Wie kann das sein?

5. Katastrophale Bedingungen für Mensch und Tier

Der Wettbewerb in der Schlachtbranche führt zu massiven Tierschutzverstößen, Lohndumping, Missständen und unwürdigen Arbeitsbedingungen. Fehlbetäubungen sind de facto unvermeidbar, aber in keinem einzigen Fall zu tolerieren. Ebenso trifft es in diesen wirtschaftlichen Bestrebungen die Mitarbeiter_innen eines Schlachthofs, welche immer wieder unter schlechten Arbeitsbedingungen zu leiden haben. Die Konsequenzen daraus treffen schließlich auch die Tiere in einem Maße, dass vorhandene Regelungen zu ihrem Schutz nicht eingehalten werden können. Im Tierschutzgesetz heißt es jedoch, einem Tier dürfen keine Schmerzen, Leiden oder Schäden ohne vernünftigen Grund zugefügt werden. Die aufgewiesenen Punkte sprechen gegen jede Vernunft eines solchen Vorhabens.
6. Fehlende Notwendigkeit eines Schlachtbetriebs

Die Fleischerzeugung in Deutschland übersteigt den Eigenbedarf. Der Export hat dramatische Folgen, so werden beispielsweise afrikanische Hühnerfarmen in den Bankrott getrieben, weil wir unsere „Schlachtabfälle“ dorthin exportieren. Gleichzeitig bleiben trotz Exportgewinnen die negativen Folgen der Fleischproduktion bei uns vor Ort. Es handelt sich also um eine „Lose-Lose-Situation“ für alle Beteiligten, allen voran für die Tiere. Profit als einziges Gegenargument steht in keinem Verhältnis zu den Verlusten in Bereichen unserer ethischen Werte und Lebensqualität.

7. Ansiedlung weiterer Hühnermastanlagen

Die Schlachtkapazität des Schlachthofs in Niederlehme soll von 120.000 Tieren auf 160.000 Tiere täglich erhöht werden. Der Zusammenhang mit der industriellen Hähnchenmast liegt auf der Hand. Der Erhöhung der Schlachtkapazität werden weitere Anträge auf Errichtung bzw. Erweiterungen von Hühnermastanlagen in der Umgebung zur Folge haben. Laut Berechnungen von Germanwatch sind mit 190 neuen Ställen á 40.000 Tieren in der Region zu rechnen. Deutschland ist aber jetzt bereits durch die Folgen industrieller Tierhaltung schwer belastet. Daher ist die Genehmigung zum Schutz von Mensch und Umwelt abzulehnen.

8. Die mögliche Verbreitung von Keimen wird nicht erörtert

Der Betrieb der Schlachtanlage birgt erhebliche, nachgewiesene gesundheitliche Risiken und verletzt deshalb das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 II S. 1 GG) der Anwohner_innen. Es handelt sich dabei um Schadstoffe wie Staub, Feinstaub, Bioaerosole, Keime, Endotoxine, Ammoniak oder Pilze. Am besorgniserregendsten sind allerdings die Mutation und Ausbreitung multiresistenter Keime sowie die Ausbreitung von Tierseuchen, welche laut aktueller Studienlage noch über große Entfernungen Ansteckunsgefahr bedeuten. Es wird daher der Nachweis erbeten, dass diese Gefährdung der Gesundheit insbesondere nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG nicht stattfindet.

1. Die Belastungen durch Bioaerosole werden nicht erörtert.

Laut Darstellung des Betreibers und des Herstellers sind die Filteranlagen konzipiert für die Minimierung der Geruch-, Staub und Ammoniakemissionen. Die Filterung und mögliche Ausbreitung von Keimen wird nicht erörtert. Angesichts der wachsenden öffentlichen Sensibilisierung gegenüber Multiresistenten Keimen und Tierseuchen (z.B.: Vogelgrippe) ist das ein schwerer Mangel des Gutachtens.

Eine zunehmende Zahl wissenschaftlicher Untersuchungen belegt einen Zusammenhang zwischen agrarindustriellen Formen der Tierhaltung und

(a) der Mutation und Ausbreitung multiresistenter Keime und

(b) der Ausbreitung von Tierseuchen.

Ein Schlachthof kann bei der Ausbreitung von multiresistenten Keimen und Tierseuchen eine zentrale Rolle spielen.

2. Laut einer Studie des nordrheinwestfälischen Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz aus dem Jahr 2012 werden 90 Prozent aller Masthühner in ihrem kurzen, qualvollen Leben mit Antibiotika „behandelt“, oft kamen zeitgleich eine Vielzahl verschiedener Wirkstoffe zum Einsatz. Antibiotika-Reste sind in der Gülle nach neuestem Forschungsstand auch noch nach acht Monaten nachweisbar. Sie gelangen über die Äcker in den Boden und von dort in das Grundwasser. Dort führen sie zu erheblichen Schäden der Biozönosen. Zusätzlich gelangen sie, auch bei bodennaher Ausbringung, als Aerosole in die Luft und über die Aufnahme durch Pflanzen in den Nahrungskreislauf. Dieser massive Einsatz von Antibiotika in der Intensivtierhaltung mit ihrer hohen Tierbesatzdichte führt zur Ausweitung des Methicillin resistenten Staphylococcus aureus – kurz MRSA– Stammes. Dieser multiresistente Keim ist mittlerweile bei einem Großteil der Tierbestände festzustellen. Schon heute sind viele Landwirt_innen und ihre Familien Träger des MRSA aus der Tierhaltung. Bei 86 Prozent der Tierhalter liegt eine nasale Besiedlung vor, circa 30 Prozent tragen die Keime auf den Händen. Sollte demnach ein Tierhalter als Patient in ein Krankenhaus eingeliefert werden, so besteht die Gefahr, dass dieser immunsupprimierte Mitpatienten ansteckt, die empfindlich auf MRSA reagieren. Laut einer Hochrechnung der 2012 veröffentlichten ALERTS-Studie am Sepsis-Forschungs- und Behandlungszentrum der Universität Jena erkranken in Deutschland 4,3 Prozent aller Krankenhauspatienten während ihres Aufenthaltes an einer Infektion. Dies entspricht jährlich zwischen 400.000 und 600.000 Fällen. Bei 10.000 bis 15.000 Patienten führt die Infektion zum Tod. Dabei gehen fast drei Viertel der Infektionen mit multiresistenten Keimen auf MRSA zurück. Es ist nicht auszuschließen, dass diese Keime durch den Transport der Tiere zum Schlachthof verbreitet werden.
3. Nicht erörtert wird der Handlungsbedarf bei der Überwachung des Schlachthofes in Bezug auf die Emission von Bioaerosolen und Verbreitung von multiresistenten Keimen durch den Transport der Tiere.
9. Abfälle und Gewässerschutz
Den Antragsunterlagen ist nicht zu entnehmen, was mit dem anfallenden Dung aus den Tiertransportern und in den Wartebuchten passiert. Ich erwarte hier, dass der Antragsteller Verträge bzgl. einer Abnahme durch einen Biogasanlagenbetreiber bzw. landwirtschaftliche Fläche zur Ausbringung des Dungs vorweist. Zudem gebe ich zu bedenken, dass im Dung sowohl Keime als auch Antibiotikarückstände zu befürchten sind, die bei direkter Ausbringung auf landwirtschaftliche Fläche in die Umwelt und das Grundwasser gelangen können. Auch nach Vergärung in einer Biogasanlage lassen sich immer wieder Antibiotika-Rückstände nachweisen. 
10. Wassergefährdung

30 Meter südwestlich vom Anlagengelände befindet sich ein Wasserschutzgebiet mit Schutzstatus der Zone III und IIIa, das ein Drittel des südlichen Bewertungsgebietes ausmacht. Für Wasserschutzgebiete der Zone III und IIIA gelten u.a. folgende Verbote und Nutzungseinschränkungen, gegen die laut Antrag verstoßen wird: Ablagern von wassergefährdenden Stoffen, Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Massentierhaltung. Laut Antrag sollen Desinfektions-, Reinigungs- und Schmiermittel der Wassergefährdungsklasse 2 verwendet werden. Desweiteren ist davon auszugehen, dass die angelieferten Tiere defäkieren, was ein Wassergefährdungspotential birgt.
11. Abwasser

Der Schlachthof in Niederlehme wird nach der Erweiterung jeden Tag eine Million Liter Wasser als Abwasser in die öffentliche Kanalisation einleiten. Das Abwasser wird nach nur einer Vorreinigung in die Schmutzwasserkanalisation geleitet und gelangt in die Kläranlage. Dieses Wasser könnte mit verschiedensten Gefahren belastet sein. Nachweislich finden sich auf Masthühner regelmäßig multiresistente Erreger, Salmonellen und viele weitere Krankheitserreger. Inwiefern diese durch die Klärung tatsächlich beseitigt werden, müsste erst überprüft werden. 

Außerdem muss der Abwasserzweckverband nachweisen, dass er die nötigen Kapazitäten hat, um mitder Menge an Abwasser und die Qualität des Abwassers umzugehen. Des weiteren muss der Antragsteller nachweisen, dass die Desinfektions-, Reinigungs- und Schmiermittel der Wassergefährdungsklasse II, sowie multiresistente Keime und Antibiotika nicht in das Abwasser gelangen.

12. Wasserverbrauch

Der Schlachthof wird laut Antrag nach Erhöhung der Kapazität über 1 Million Liter Wasser pro Tag aus einem eigenen Brunnen entnehmen – das heißt aus dem Grundwasser, das allen gehören sollte. Wie lange wird das Grundwasser wohl noch in ausreichender Menge zur Verfügung stehen?

12. Geruch

Die Geruchsvorbelastung wird im Antrag nur unzureichend wieder gegeben. Anwohner_innen berichten bereits jetzt von einem unzumutbaren Gestank durch die nah gelegenen Hühnermastanlagen. Darüber hinaus wurde die Geruchsbelastung nur unter Zuhilfenahme der GIRL prognostiziert. Dies ist aber eine sehr verkürzte Sichtweise. Denn die GIRL berücksichtigt weder die Hedonik (also ob ein Geruch als angenehm oder eben unangenehm empfunden wird) noch die Geruchsintensität. Dies muss in einem zusätzlichen Gutachten dargelegt werden.

13. Lärm
Die Lärmbelastung liegt bereits jetzt nahe am gesetzlich zulässigen Limit. Im Antrag werden die bereits vorhandenen Lärmquellen wie die Autobahn nicht berücksichtigt. Der Lärm addiert sich aber natürlich, so dass insgesamt klar eine Beeinträchtigung der Lebensqualität vorliegt. Die Erhöhung der Schlachtkapazität würde den Schallpegel über das zulässige Maß erhöhen. Daher kann der Antrag nicht genehmigt werden.
14. Brandschutz

Immer wieder verenden sogenannte „Nutztiere“ durch mangelhaften Brandschutz, obwohl nach § 12 Abs. 1 BbgBO bauliche Anlagen so angeordnet, beschaffen und für ihre Benutzung geeignet sein müssen, dass bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten möglich sind. Um das zu verhindern, wird beantragt, der Antragsteller_in aufzuerlegen, mittels eines Brandschutzgutachtens nachzuweisen, dass im Falle eines Brandes die Evakuierung der Tiere innerhalb von wenigen Minuten (10 Minuten) möglich ist.

15. Verantwortung für die künftigen Generationen

Artikel 20a GG besagt: „Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.“ Durch die enormen Umweltbeeinträchtigungen und die Verschwendung von Ressourcen durch Schlachthöfe und Tierfabriken, sehe ich die natürlichen Lebensgrundlagen meiner Familie und der nachkommenden Generationen bedroht. Zahlreiche Studien haben inzwischen belegt, dass der Fleischkonsum in den Industrieländern das Hauptproblem beim Klimawandel darstellt. Dabei spielen nicht nur die Methanemissionen der Tiere selbst eine große Rolle, sondern auch die Futtermittelgewinnung, die Entsorgung und der zunehmende LKW-Verkehr durch Tier-, Abfall- und Futtermitteltransporte.

Ich schließe mich inhaltlich allen weiteren Einwendungen an. Ich beantrage hiermit, dass die Weitergabe meiner personenbezogenen Daten an Dritte nur mit meinem Einverständnis oder anonymisiert geschieht. Ich bitte Sie, mir dieses schriftlich zusammen mit der Eingangsbestätigung meiner Einwendung zu bestätigen. Ich bitte um Zusendung des Wortprotokolls der Erörterung, dessen Erstellung ich hiermit beantrage, sowie außerdem im Genehmigungsfall, um Zustellung eines Duplikats des Genehmigungsbeschlusses vorbehaltlich weiterer Schritte.
Unterschrift


